
nen Pflichten.- Der Zeuge ist durch die Or­
gane der Strafrechtspflege auf seine Rechte 
und Pflichten hinzuweisen. Er ist vor Be­
ginn der Vernehmung über den Gegenstand 
seiner Vernehmung zu unterrichten (§ 33), 
über Wahrheitspflicht (§ 32) und Aussage­
verweigerungsrechte bzw.' -pflichten 
(§§ 26 ff.) zu belehren und auf seinen An­
spruch auf Entschädigung von Verdienst­
ausfall und auf Erstattung von Reisekosten 
oder anderen Auslagen (§ 34) hinzuw.eisen.

4.4.2.
Der Sachverständige
Der Sachverständige hat — wie auch der • 
Zeuge — durch seine Tätigkeit zur Erfor­
schung der Wahrheit in der Strafsache und 
damit zur Lösung der Aufgaben des Straf­
verfahrens beizutragen. Sachverständiger 
ist eine Person, die über die für eine Gut­
achtenerstattung notwendigen Spezial­
kenntnisse verfügt und im Verfahren, auf 
der Grundlage von Untersuchungen im 
Rahmen seines Spezialgebietes, auf Anfor­
derung der Organe der Strafrechtspflege, 
ein Gutachten erstattet. Auf der Grundlage 
und im Rahmen des von den Organen der 
Strafrechtspflege erteilten Auftrages 
(§§ 38 ff.) hat der Sachverständige diese bei 
der Erforschung der Wahrheit dadurch zu 
unterstützen, daß er ihnen aus seinem spe­
zifischen Wissensgebiet Erfahrungssätze 
vermittelt bzw. mit Hilfe seiner Sachkunde 
Tatsachenmaterial untersucht und Schluß­
folgerungen für' die tatsächliche Beurtei­
lung von Tat und Täter erarbeiten hilft. 
Weiterhin hat der Sachverständige gemäß 
§ 38 über die Begutachtungspflicht hinaus­
gehend, zugleich die sich aus der Begut­
achtung ergebenden Hinweise zur Verhü­
tung von Rechtsverletzungen darzulegen.

Sind zur Beurteilung oder Feststellung 
von Tatsachen im Strafverfahren Spezial­
kenntnisse notwendig, ist ein Sachverstän­
digengutachten beizuziehen. Zu Recht be­
tont Roehl, daß die Sachkunde des Gerichts 
nicht an die Stelle eines Gutachtens treten 
darf.15'* Diese Feststellung charakterisiert 
zugleich die Bedeutung der Mitwirkung von 
Sachverständigen am Strafverfahren. Die 
wissenschaftlich-technische Revolution und 
die immer komplexer werdenden Probleme 
der gesellschaftlichen Entwicklung zeigen 
sich auch in den im Strafverfahren zu klä­

renden Fragen und verlangen häufig die 
Beziehung von Sachverständigengutachten 
beispielsweise in Strafverfahren wegen \- 
Straftaten gegen die sozialistische Volks­
wirtschaft oder die allgemeine Sicherheit. 
Nicht zuletzt deswegen bestimmt § 39 
Abs. 1, daß Sachverständigengutachten in 
der Regel von den entsprechenden staatli­
chen Einrichtungen anzufordern sind. Pri­
vatpersonen können zur Begutachtung her­
angezogen werden, wenn es die besonderen 
Umstände des einzelnen Falles erfordern. 
Personen, die unmittelbar in die Strafsache 
verwickelt bzw. an deren Entscheidung in­
teressiert sind, dürfen nicht mit der Gut­
achtenerstattung beauftragt werden, weil 
dies die Feststellung der Wahrheit in der 
Strafsache gefährden könnte. Unter den 
Voraussetzungen des § 157 Ziff. 1 bis 4 gel­
ten die Ausschließungsgründe für Richter 
auch für Sachverständige (§ 39 Abs. 4). Die 
StPO sieht jedoch kein Ablehnungsverfah­
ren wegen Befangenheit eines Sachverstän­
digen vor. Die Auswahl eines Sachverstän­
digen obliegt dem beauftragenden Organ 
der Strafrechtspflege.

Das Sachverständigengutachten ist eines 
der im Strafverfahren der DDR gesetzlich 
zulässigen Beweismittel. Hieraus ergibt sich 
auch das Verhältnis zwischen dem Sachver­
ständigen und dem Gericht.34 35 Die Rechte 
des Sachverständigen leiten sich aus seinem 
Auftrag zur Begutachtung ab (§ 42). Für die 
Ladung des- Sachverständigen und für den 
Fall des Nichterscheinens oder der Verwei­
gerung der Gutachtenerstattung gelten 
analog die Vorschriften für Zeugen (§ 41). 
Nach § 228 kann das Gericht den Sachver­
ständigen unter Berücksichtigung der Um-

34 Vgl. U. Roehl, „Zur Arbeit der Gerichte 
mit forensischen Gutachten“, Neue Justiz, 
1973 6, S. 165 ff.

35 Vgl. „Richtlinie des Plenums des Obersten 
Gerichts der Deutschen Demokratischen 
Republik zu Fragen der gerichtlichen Be­
weisaufnahme und Wahrheitsfindung im 
sozialistischen Strafprozeß“, GBl. I 1978 
Nr. 14 S. 169 und „Beschluß des Präsidiums 
des Obersten Gerichts zur Arbeitsweise bei 
der Einholung und Prüfung psychiatrischer 
und psychologischer Gutachten vom 
7.2.1973“, in: Entscheidungen des Ober­
sten Gerichts der DDR in Strafsachen, 
Bd. 13, Berlin 1974, S. 19 ff.
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